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Hintergrund  
Geschlechterungleichheiten sind ein zentraler Aspekt der Care-Ökonomie und sind unmittelbar damit verknüpft, dass 
Frauen auf globaler Ebene bei unbezahlter und schlecht bezahlter Arbeit in der Care-Ökonomie an vorderster Front 
stehen. Die COVID-19-Pandemie hat gezeigt, dass Betreuungs- und Pflegearbeit systemrelevant ist sowie von zentraler 
Bedeutung für funktionierende Volkswirtschaften und Gesellschaften. Trotz der entscheidenden Rolle, die Pflege- und 
Betreuungstätigkeiten in den Volkswirtschaften der EU spielen, d. h. ihres unmittelbaren Beitrags zu wirtschaftlichem und 
sozialem Wohlergehen, ist sie unterbewertet, findet wenig Anerkennung und ist häufig schlecht bezahlt oder oft auch 
unbezahlt. Auf globaler Ebene wird ein überwältigender Anteil der Betreuungs- und Pflegearbeit von Frauen geschultert, 
oft im Rahmen der Schattenwirtschaft bzw. von Schwarzarbeit. Zudem ist sie von historischen, anhaltenden 
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten geprägt. Betreuungs- und Pflegearbeit erfordert sowohl körperliche als auch 
emotionale Arbeit und umfasst bezahlte Tätigkeiten im Rahmen der Kinderbetreuung und der Bildung, Arbeitnehmer im 
Gesundheitswesen, Angestellte im Umfeld der Langzeitpflege, informelle Beschäftigungsverhältnisse oder auch 
unbezahlte Arbeit in gemeindebasierten Infrastrukturen sowie Tätigkeiten im Bereich Haushaltshilfe. Betreuung und 
Pflege umfasst ein Spektrum von Tätigkeiten, das die kritische, wenn auch weitgehend unbekannte wechselseitige 
Abhängigkeit und Verflechtung der Gesellschaft offenbart.  
 
Ziel 
Ziel dieser Forschungsstudie ist es, den geschlechtsspezifischen Charakter der Care-Ökonomie in der EU, die 
Auswirkungen von COVID-19 auf Betreuung und Pflege und den Care-Sektor sowie das Ausmaß zu untersuchen, in dem 
die Gleichstellung der Geschlechter und Betreuung und Pflege im Aufbauplan der EU für die Zeit nach COVID-19 
berücksichtigt wurden. In dieser Studie werden das Potenzial einer neuen EU-Strategie für Betreuung und Pflege und das 
Potenzial für ein neues Betreuungs- und Pflegemodell untersucht. Es wird das Fazit gezogen, dass die Care-Ökonomie als 
soziale Investition ausgewiesen und ihr bei der Mittelvergabe aus dem EU-Aufbauplan für die Zeit nach der Krise eine 
zentrale Bedeutung beigemessen werden sollte. Forschungsergebnisse zeigen, dass mit Investitionen in die 
arbeitsintensive Care-Ökonomie durch eine Zunahme der Beschäftigung von Frauen und ein höheres Maß an sozialem 
und wirtschaftlichem Wohlergehen eine hohe Rendite erzielt wird. Durch die Finanzierung hochwertiger Betreuungs- und 
Pflegedienste, die auf Diversität abzielen, verringert sich die Zeit, die Frauen für unbezahlte Arbeit aufwenden, und es 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf 

Diese Studie wurde auf Antrag des Ausschusses für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter von der 
Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäisches Parlaments in Auftrag gegeben. 

Untersucht werden die Auswirkungen von COVID-19 auf die Care-Ökonomie in der EU, der geschlechtsspezifische Charakter 
der Betreuungs- und Pflegearbeit (bzw. Care-Arbeit/Sorgearbeit) und deren fortgesetzte Abhängigkeit von unbezahlter 
oder schlechter bezahlter Arbeit von Frauen. Es werden Fragen der Bewertung und Messung von Betreuung und Pflege in 
Bezug auf ausgewählte Länder mit unterschiedlichen Pflege- und Betreuungssystemen untersucht. Obwohl im Zuge der 
Pandemie anerkannt wurde, dass die Care-Ökonomie eine zentrale Rolle spielt, lag der Schwerpunkt der Einrichtung eines 
neuen, sehr bedeutenden EU-Finanzierungsmechanismus, der Aufbau- und Resilienzfazilität, im Wesentlichen auf 
Investitionen im Bereich Digitales und in grüne Investitionen. Die Gleichstellung der Geschlechter und die Care-Ökonomie 
waren nur von marginaler Bedeutung. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
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werden neue Möglichkeiten für Frauen in Bildung und bezahlter Beschäftigung eröffnet, insbesondere in 
einkommensschwachen Haushalten sowie Migranten- und Einelternhaushalten. Durch neue Denkansätze für Betreuungs- 
und Pflegetätigkeiten und die Umsetzung verschiedener Maßnahmen, die den unterschiedlichen Bedürfnissen von 
Betreuungs- und Pflegeempfängern und Betreuungs- und Pflegekräften Rechnung tragen, würde ein neues Betreuungs- 
und Pflegemodell geschaffen, das auf einer gerechteren Aufteilung der Betreuungs- und Pflegearbeit und einer stärkeren 
Einbeziehung von Männern in die entsprechenden Tätigkeiten beruht, d. h. auf Gesellschaften, die auf einer stärkeren 
Gleichstellung der Geschlechter und mehr sozialer Gerechtigkeit beruhen, was im Interesse von Frauen und auch Männern 
ist. 

Zentrale Empfehlung: 
Die Finanzierung der Care-Ökonomie sollte mindestens 30 Prozent der Ausgaben im Rahmen des Europäischen 
Aufbauplans der Kommission ausmachen, um eine Gleichstellung mit den bereits zugewiesenen 37 Prozent für 
Investitionen in den grünen Wandel bzw. den 30 Prozent für Investitionen in den digitalen Wandel zu erreichen. 

Empfehlung: Die EU sollte einen klaren politischen Rahmen ausarbeiten, in dem die Finanzierung und 
Unterstützung der Care-Ökonomie als öffentliche Investitionen in die soziale Infrastruktur bezeichnet werden, die 
als vorrangige Bereiche der Wirtschafts- und Haushaltspolitik der Kommission ausgewiesen sind. 
Empfehlung: Eurostat sollte nach Geschlecht, Alter, Nationalität, Behinderung und ethnischer Zugehörigkeit 
aufgeschlüsselte Daten zu Betreuung und Pflege, zu den verschiedenen Betreuungs- und Pflegearten und in Bezug 
auf die Profile der Angehörigen der Gruppen der formellen und informellen Betreuungs- und Pflegekräfte sowie 
bezahlter und unbezahlter Betreuungs- und Pflegekräfte in verschiedenen Pflege-/Betreuungssituationen 
erheben.  
Empfehlung: In die Ausarbeitung einer EU-Strategie für Betreuung und Pflege sollten Daten über Betreuung und 
Pflege einfließen, wobei der Schwerpunkt auf der Care-Ökonomie als Sozialinvestition liegen sollte und in Bezug 
auf Betreuungs- und Pflegekräfte und Betreuungs- und Pflegeempfänger ein strategischer Ansatz zur Anwendung 
kommen sollte.  
Die herkömmliche Wirtschaft folgt einem internationalen System zur Messung der Wirtschaftstätigkeit, bei dem in erster 
Linie ausschließlich marktbasierte Wirtschaftstätigkeiten eingerechnet werden, die bezahlt werden oder 
Markteinkommen generieren. Der Großteil der Betreuungs- und Pflegearbeit erfolgt unbezahlt, wird daher nicht 
gemessen und findet somit bei der Gestaltung wirtschaftspolitischer Maßnahmen keine oder nur marginale 
Berücksichtigung. Dies führt dazu, dass ein erheblicher Anteil der von Frauen auf globaler Ebene geleisteten Arbeit nicht 
berücksichtigt wird und nicht sichtbar und unterbewertet ist. Anhand von Zeitbudgeterhebungen schätzen die Vereinten 
Nationen, dass unbezahlte Arbeit weltweit zwischen 20 % und 40 % des BIP ausmacht und dass unbezahlte Betreuung 
und Pflege den größten Teil der unbezahlten Arbeit ausmachen. Die Rolle von Frauen bei unbezahlter und niedrig 
bezahlter Betreuung und Pflege steht in direktem Zusammenhang mit dem Fortbestehen der Geschlechterungleichheit. 
Durch die COVID-19-Pandemie ist deutlich geworden, wie Frauen mit ihrer unsichtbaren Arbeit im Care-Sektor die 
Wirtschaft auf globaler und nationaler Ebene stützen. Die Analyse von bezahlten und unbezahlten Betreuungs- und 
Pflegetätigkeiten zeigt, dass diese in hohem Maße geschlechtsspezifisch sind, sei es in der formellen oder informellen 
Wirtschaft oder in Privathaushalten, im gemeindebasierten Umfeld oder auch in Einrichtungen. 
Empfehlung: Zeitbudgeterhebungen sollten zentral von Eurostat verwaltet und erstellt werden, wobei eine auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten ausgefüllte Datenvorlage zu verwenden wäre, um sicherzustellen, dass den 
Mitgliedstaaten komplexe Zeitnutzungsdaten auf der Grundlage von Geschlecht, Alter, ethnischer Zugehörigkeit, 
Nationalität und Behinderung zur Verfügung stehen, aus denen Schätzwerte in Bezug auf unbezahlte Arbeit 
generiert werden können. 
Die Arbeitsbedingungen im Care-Sektor sind schlecht und die Arbeit wird oft von Angehörigen marginalisierter Haushalte 
mit niedrigem Einkommen, darunter viele Migrantinnen in prekärer Lage, geleistet. Viele Migranten finden sich in 
Situationen wieder, in denen ihre formalen Qualifikationen nicht anerkannt werden, und sind infolgedessen niedrig 
bezahlten, prekären Arbeitsverhältnissen mit niedrigem Status ausgesetzt. Frauen sehen sich nach wie vor mit einer 
erheblichen finanziellen „Bestrafung“ konfrontiert, wenn sie Betreuungs- und Pflegetätigkeiten übernehmen, und 
ebendiese hat sich im Zuge der COVID-19-Pandemie noch verschärft, weil eine ganze Reihe von Bildungs- und 
Betreuungs- sowie Pflegedienstleistungen so plötzlich wegfielen. Die Bedingungen im Zuge der Pandemie haben dazu 
geführt, dass Arbeit im Home Office mit Heimbeschulung und Kinderbetreuung kombiniert werden musste. Diese 
Aufgaben werden größtenteils von Frauen wahrgenommen, wodurch sich viele Frauen gezwungen sahen, ihre Arbeitszeit 
zu reduzieren, und manche ihre Erwerbsarbeit aufgaben. 
Empfehlung: Ausbildungs- und Bildungsabschlüsse sollten mit der Schaffung einer Laufbahnstruktur für jede 
einzelne Kohorte von Betreuungs- und Pflegekräften verknüpft werden, und zwar im Rahmen eines Systems der 
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gegenseitigen Anerkennung von Qualifikationen auf der Ebene der EU und auf globaler Ebene, wobei dies auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten umzusetzen wäre.  
Empfehlung: Es sollten mehr Mittel für Aus- und Weiterbildungsprogramme für Betreuungs- und Pflegekräfte in 
der bezahlten Betreuung und Pflege sowie im Bereich der informellen Betreuungs- und Pflegesysteme 
bereitgestellt werden. Es sollten Mittel für die Bereitstellung eines inklusiven Sozialschutzes für formelle und 
informelle, bezahlte und unbezahlte Betreuungs- und Pflegekräfte bereitgestellt werden.  
Empfehlung: Darüber hinaus sollte ein verbessertes System von Urlaubsansprüchen für Eltern und Betreuungs- 
und Pflegepersonen vorgesehen werden und dergestalt sein, dass es in erheblichem Maße dazu beiträgt, dass die 
Betreuungs- und Pflegetätigkeiten besser aufgeteilt werden. 
Empfehlung: Es sollten Schutzvorkehrungen für Wanderarbeitnehmer in der häuslichen und institutionellen 
Betreuung und Pflege getroffen und klare Vorgaben für den Zugang zu Aufenthaltsrechten und zur 
Staatsbürgerschaft auf der Ebene der Mitgliedstaaten festgelegt werden.  
Im Bereich Betreuung und Pflege zeichnet sich zunehmend eine Krise ab. Der Anteil der oberen Altersgruppen an der 
Bevölkerung der Mitgliedstaaten der EU nimmt zu, und die Nachfrage nach verschiedensten Betreuungs- und 
Pflegemodellen steigt, während gleichzeitig auch der Anteil von Frauen in bezahlten Beschäftigungsverhältnissen 
zunimmt. In vielen Mitgliedstaaten der EU herrscht Betreuungs- und Pflegemangel, da das traditionelle System der 
häuslichen Pflege in der Familie nicht mehr greift und dem Mangel an Betreuungs- und Pflegeangeboten nicht mit 
öffentlichen Investitionen begegnet wird. In vielen Ländern fehlt es in Bezug auf Langzeitpflegeeinrichtungen an 
Investitionen, und oft geht dies mit qualitativ schlechter, privatisierter Betreuung und Pflege einher. Dies hat bei 
Bewohnern und bei den Mitarbeitern von Langzeitpflegeeinrichtungen zu einer besonderen Anfälligkeit für Infektionen 
mit COVID-19 geführt, wodurch in vielen Ländern sogar ernsthaft erkrankte und sterbende Menschen zwangsisoliert 
wurden. Schätzungen zufolge ereigneten sich 42 % der COVID-19-Todesfälle in solchen Gemeinschaftseinrichtungen, 
wobei ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen und insbesondere isolierte und marginalisierte Asylsuchende und 
Flüchtende in einigen Ländern in vielen Fällen schlecht betreut wurden.  
Empfehlung: Die Kommission sollte die Bereitstellung von Betreuung und Pflege für Menschen mit 
Behinderungen und ältere Menschen sowohl in Heimen und im Rahmen gemeindebasierten Infrastrukturen als 
auch im häuslichen Umfeld in den Mitgliedstaaten mit dem Ziel überprüfen, mehr Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen und mehr Mittel für den Übergang zu häuslicher und gemeindebasierter Langzeitpflege bereitzustellen.  
Empfehlung: Es sollten Mittel für Investitionen bereitgestellt werden, um in Einrichtungen der Langzeitpflege 
einen Wandel von Gemeinschaftseinrichtungen zu individuellen Räumlichkeiten zu bewirken. 
Empfehlung: Die Mittel für Investitionen in Wohnformen, die ein unabhängiges Leben ermöglichen, und 
geförderten Wohnraum auf der Grundlage des Grundsatzes der Autonomie für Menschen mit Behinderungen und 
ältere Menschen sollten aufgestockt werden. 
COVID-19 hat zu einer Zunahme von Berichten über geschlechtsspezifische sexuelle und häusliche Gewalt in der 
gesamten EU geführt, da familiäre Netze und lokale Netzwerke nicht mehr funktionieren konnten und es in 
Privathaushalten vermehrt zu entsprechenden Gefährdungen kam.  Gleichzeitig haben staatliche Stellen und auch 
nichtstaatlichen Organisationen ihre Dienstleistungen eingeschränkt, und im Notfall stand keine Hilfe zur Verfügung oder 
war auf ein Online-Angebot beschränkt. In vielen Ländern wurden umfassende und teilweise Ausgangsbeschränkungen 
zur Bekämpfung der Ausbreitung von COVID-19 verhängt, was dazu geführt hat, dass insbesondere für Frauen 
bedeutende Dienstleistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit sowie Dienstleistungen im Bereich 
der Mutterschaftsfürsorge vorübergehend nicht verfügbar waren. In einigen Ländern haben der eingeschränkte Zugang 
zu Verhütung und Schwangerschaftsabbrüchen sowie Reisebeschränkungen dazu geführt, dass viele Frauen in 
Krisenschwangerschaften in äußerst prekäre Situationen gerieten. 
Empfehlung: Die Mitgliedstaaten sollten Systeme ausarbeiten, um neue Strukturen und Maßnahmen der 
Kommission auf der Grundlage der Anerkennung sexueller und häuslicher Gewalt als Straftaten mit europäischer 
Dimension nutzen zu können, und es sollten Mittel für die Istanbul-Konvention bereitgestellt werden, die in allen 
Mitgliedstaaten umfassend umgesetzt werden sollte.  
Empfehlung: Es sollten Ausbildungs- und Schulungsprogramme für Freiwillige und Personal auf mehrjähriger 
Basis finanziert werden, und es sollten Investitionen in Übergangswohnraum getätigt werden, um es den 
Betroffenen zu ermöglichen, Notfallstrukturen zu verlassen.  
Empfehlung: Besonders schutzbedürftige Personen in Gemeinschaftseinrichtungen für Menschen in 
Notsituationen, etwa Flüchtlinge, Obdachlose, Asylsuchende und Personen, die geschlechtsspezifischer sexueller 
und häuslicher Gewalt ausgesetzt sind, sollten in geeigneten und sicheren gemeindebasierten Einrichtungen 
untergebracht werden, wobei zumindest für Einzel- und Familienräume mit eigener Kochgelegenheiten bzw. . 
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Möglichkeiten zur selbstständigen Mahlzeitenversorgung sowie für spezifische Unterstützung im Hinblick auf die 
Integration von Erwachsenen und Kindern in die breitere Gesellschaft gesorgt werden sollte.  
Empfehlung: Auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten sollten Mittel bereitgestellt werden, um die 
Einschränkungen bei der Versorgung im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit (einschließlich 
Dienstleistungen im Bereich der Mutterschaftsfürsorge) im Zuge der Pandemie anzugehen. Die Kommission sollte 
einen politischen Rahmen ausarbeiten, um dafür zu sorgen, das in allen Regionen der EU umfassende 
Dienstleistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit (einschließlich 
Schwangerschaftsabbrüchen) zur Verfügung stehen, die auch den Bedürfnissen von LGBTQ+-Personen Rechnung 
tragen. 
Bei den Reaktionen der EU-Länder auf COVID-19 fehlte es an einer geschlechtsspezifischen Analyse der Auswirkungen von 
COVID-19 auf Frauen und Männer und auf nichtbinäre Personen, weswegen in die Entscheidungsfindung im Hinblick auf 
die Maßnahmen und Strategien zu Bekämpfung der Pandemie auch keine Gleichstellungsaspekte eingeflossen sind. 
Forschungsergebnissen zufolge sollte die Care-Ökonomie als öffentliche Investition in die soziale Infrastruktur 
ausgewiesen werden, die anerkanntermaßen zu einer Steigerung der Wirtschaftsaktivität führt sowie wirtschaftliches und 
soziales Wohlergehen generiert, was im Interesse einer vermehrten Gleichstellung und der sozialen Gerechtigkeit liegt.  
Die EU hat einen völlig neuen Fördermechanismus aufgelegt, aus dem die Mitgliedsstaaten Mittel beantragen können, 
und die Kriterien für die Mittelvergabe stellen insbesondere auf zwei Förderbereiche ab, den digitalen Wandel und den 
grünen Wandel, auf die zusammen voraussichtlich zwei Drittel der genehmigten Mittel entfallen werden. Zwar können 
diese beiden Finanzierungsbereiche sowohl Frauen als auch Männern zugutekommen, aber die Care-Ökonomie wird als 
Finanzierungspriorität nicht genannt – auch wenn die Bedeutung der Betreuungs- und Pflegeleistung im Zuge der 
Pandemie anerkannt wurde. Sofern die Care-Ökonomie nicht als spezifischer Finanzierungsbereich ausgewiesen wird, auf 
den 30 % der Gesamtmittel entfallen, werden die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten in der Zeit nach der Krise durch 
den Europäischen Aufbauplan weiter zunehmen oder sich gar zuspitzen. Nur wenn erhebliche, auf Diversität abzielende 
Investitionen für die Care-Ökonomie ausgewiesen werden, wird eine Gleichstellung der digitalen Wirtschaft, der grünen 
Wirtschaft und der systemrelevanten Care-Ökonomie zu erreichen sein. 
Empfehlung: Es sollten Fördermittel für die Care-Ökonomie zweckgebunden werden (30 % der 
Gesamtfinanzierung), und die Förderung der Care-Ökonomie sollte zusammen mit der Gleichstellung der 
Geschlechter als Kriterium für die Finanzierung der Aufbau- und Resilienzpläne der Mitgliedstaaten ausgewiesen 
werden. 
Empfehlung: Die Kommission sollte sich bei der Haushaltsplanung auf zentraler Ebene systematisch an 
Geschlechter- und Gleichstellungsfragen orientieren und dies in allen Phasen des Haushaltsverfahrens 
systematisch umsetzen.  
Empfehlung: Die Kommission muss im Zuge ihrer eigenen zentralen Haushaltsplanung und im Rahmen aller ihrer 
Fördermechanismen sowohl geschlechterdifferenzierte Folgenabschätzungen vornehmen als auch die 
Gleichstellung der Geschlechter durchgängig berücksichtigen, was Ex-ante- und Ex-post-Bewertungen umfasst.  
Empfehlung: Die Kommission sollte im Verfahren zur Prüfung der von den Mitgliedstaaten vorgelegten Aufbau- 
und Resilienzpläne Indikatoren für die Gleichstellung der Geschlechter zur Anwendung bringen, und zwar für alle 
Förderprogramme, die in den Plänen für eine Finanzierung durch die Kommission vorgesehen sind (einschließlich 
Vorschlägen für eine entsprechende Finanzierung). 
Empfehlung: Die Kommission sollte eine zentrale Rolle spielen, wenn es darum geht, sicherzustellen, dass die 
COVID-19-Krisenstäbe und die in den Mitgliedstaaten im Zuge und nach der Pandemie eingerichteten Strukturen 
für gesundheitliche Nothilfe geschlechtergerechter besetzt werden, insbesondere auch im Hinblick auf die 
Planung und Umsetzung der Aufbau- und Resilienzpläne. 
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